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Geſetz-Sammlung 
BE’ für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten.“ 


—— Nr. 10. — 


Inhalt: Geſetz, betreffend die Aufhebung von Stolgebühren für Taufen, Trauungen und kirchliche Aufgebote 
im Bezirk des Konſiſtoriums zu Caſſel, S. 71. — Verordnung über das Inkrafttreten des Kirchen⸗ 
geſetzes, betreffend die Aufhebung von Stolgebühren für Taufen, Trauungen und kirchliche Aufgebote im 
Bezirk des Konſiſtoriums zu Caſſel, S. 75. 


(Fr. 9605.) Geſetz, betreffend die Aufhebung von Stolgebühren für Taufen, Trauungen 
und kirchliche Aufgebote im Bezirk des Konſiſtoriums zu Caſſel. Vom 
31. März 1893. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen xc. 


verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtages der Monarchie, für 
den Bezirk des Konſiſtoriums zu Caſſel, was folgt: 


Artikel 1. i 
Das anliegende Kirchengeſetz, betreffend die Aufhebung von Stolgebühren 
— für Taufen „Trauungen und kirchliche Aufgebote im Bezirk des Konſiſtoriums zu 
Caſſel, vom 31. März 1893 wird, ſoweit es eine Belaſtung der Kirchengemeinden 
zu Gemeindezwecken anordnet ($$. 3 bis 5 und F. 9 Abſatz 2), auf Grund des 
Artikels 13 Abſatz 2 des Geſetzes vom 19. März 1886 GGeſetz⸗Samml. S. 79) 
hierdurch beſtätigt. a 
Artikel 2. 
Die nach §. 2 Abſatz 1 des Kirchengeſetzes zu faſſenden Beſchlüſſe der 
kirchlichen Gemeindeorgane bedürfen zu ihrer Gültigkeit nicht der Genehmigung der 
ſtaatlichen Aufſichtsbehörde (Artikel 18 Nr. 4 des Geſetzes vom 19. März 1886). 


Artikel 3. 

Dem nach F. 9 des Kirchengeſetzes zu bildenden landeskirchlichen Fonds 
wird vom 1. April 1893 ab zur Gewährung von Beihülfen an Kirchengemeinden, 
welche Entſchädigungsrenten für aufgehobene Stolgebühren durch Umlage aufbringen 
müſſen, ſeitens des Staats eine dauernde, vierteljährlich im Voraus zahlbare Rente 
im Betrage von jährlich 36 800 Mark überwieſen. f 


Geſet ⸗Samml. 1893. (Nr. 9605.) a 14 
Ausgegeben zu Berlin den 14. April 1893. 


* 


Artikel 4. 

Gegen die nach den $$. 7 und 8 des Kirchengeſetzes zu treffenden Feſt⸗ 
ſetzungen iſt der Rechtsweg ausgeſchloſſen, ſoweit es ſich nicht um die Verfolgung 
der im F. 8 erwähnten Rechte ſolcher Geiſtlichen oder Kirchenbeamten handelt, welche 
ſich zur Zeit des Inkrafttretens des Kirchengeſetzes im Amte befinden. 

Wird einer außergerichtlich oder gerichtlich geltend gemachten Forderung 
auf Stolgebühren der Einwand entgegengeſetzt, daß dieſelben nach den $$. 1 und 2 
Abſatz 1 des Kirchengeſetzes aufgehoben ſeien, ſo iſt darüber die Entſcheidung im 
Rechtswege nur alsdann zuläſſig, wenn vorher die Entſcheidung des Konſiſtoriums 
in Gemäßheit des F. 2 Abſatz 2 ergangen iſt. Die Friſt zur Beſchreitung des 
Rechtsweges beträgt dreißig Tage, fie beginnt mit der Zuftellung der Entſcheidung 
des Konſiſtoriums. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, Schloß, den 31. März 1893. 


(I. S.) Wilhelm. 


Gr. zu Eulenburg. v. Boetticher. v. Schelling. Frhr. v. Berlepſch. 
N Miquel. v. Kaltenborn. Thielen. Boſſe. 


Anlage. 
Kirchengeſetz, 
m N Su betreffend | 
die Aufhebung von Stolgebühren fur Taufen, Trauungen und kirchliche 
Aufgebote im Bezirk des Konſiſtoriums zu Caſſel. n 
Vom 31. März 1893. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 
verordnen für die ug Sea Kirchengemeinſchaften des Konſiſtorialbezirks Caſſel 
mit Zuſtimmung der Geſammtſynode, nachdem durch Erklärung des Staats— 
miniſteriums fetgeſtelt worden, daß gegen dieſes Geſetz von Staatswegen nichts 
zu erinnern iſt, was folgt: d 5 

” | 4 8. 9 


Die Verpflichtung zur Entrichtung von Stolgebühren für Taufen und 
Trauungen in ortsüblich er au Form, ſowie für Aufgebote wird aufgehoben. 


. —t 


$. 2. 

Was in den einzelnen Gemeinden nach den beſtehenden Gebührenſätzen als 
ortsüblich einfachfte Form der Taufen und Trauungen zu gelten hat, wird, ſofern 
ſich hierüber Zweifel erheben, durch Beſchluß der Gemeindeorgane feſtgeſtellt. 
Dieſer Beſchluß bedarf der Genehmigung des Konſiſtoriums. 

Entſteht im einzelnen Falle darüber Streit, ob eine Gebühr ungeachtet der 
Beſtimmungen des F. 1 zu entrichten iſt , ſo entſcheidet der Vorſtand der Diözeſan⸗ 
ſynode nach Anhörung des Presbyteriums, und auf erhobene Beſchwerde das 
Konſiſtorium. Dieſe Beſchwerde iſt nur binnen dreißig Tagen nach Zuſtellung 
der Entſcheidung des Vorſtandes der Diözeſanſynode zuläſſig. 

Eine weitere Beſchwerde findet nicht ſtatt. 


§. 3. 

Die Stellen der Geiſtlichen und übrigen Kirchenbeamten ſind für den 
Ausfall an Einnahmen, welche Hirn durch die im F. 1 vorgeſehene Aufhebung 
der Gebühren erwächſt, von der irchengemeinde durch eine Rente nach Maßgabe 
der FF. 6 und 8 zu entſchädigen. 

Die Rente iſt vierteljährlich im Voraus zahlbar. 


f a §. 4. 

Die Höhe der Entſchädigungsrente beſtimmt ſich nach dem Durchſchnitt 
der Solleinnahme aus den aufgehobenen Gebühren für die in den Jahren 1888, 
1889 und 1890 vollzogenen Handlungen. 

Iſt die Durchſchnittseinnahme nicht mehr zu ermitteln, ſo iſt die Höhe 
der zu gewährenden Entſchädigungsrente unter Berückſichtigung der örtlichen Ver⸗ 
hältniſſe und der Zahl der in den angegebenen Jahren überhaupt vorgekommenen 
Fälle von Taufen, Trauungen und Aufgeboten durch Schätzung zu finden. 


§. 5. 

Von fünf zu fünf Jahren kann eine neue Feſtſtellung des für die Folge⸗ 
zeit zu erſetzenden Ausfalles von dem Konſiſtorium, dem Bezugsberechtigten oder 
dem Presbyterium mit der Wirkung verlangt werden, daß die feſtgeſtellte Ent⸗ 
ſchädigungsrente der Kirchengemeinde erhöht oder gemindert wird, wobei die Stol⸗ 
gebührenfälle der letzten fünf Jahre zu Grunde zu legen ſind. 

Eine Veränderung der Entſchädigungsrente iſt nur dann ſtatthaft, wenn 
dieſelbe ſich mindeſtens auf einen Betrag von fünf Prozent der früheren Rente 


beläuft. 
8. 6. 


Solchen Kirchengemeinden, in welchen zur Aufbringung der Entſchädigungs⸗ 
rente in Ermangelung eines ausreichenden und verfügbaren Ueberſchuſſes der 
Kirchenkaſſe eine Umlage ausgeſchrieben oder erhöht werden muß, wird aus dem 
im F. 9 bezeichneten landeskirchlichen Fonds als Beihülfe ein Zuſchuß gewährt. 


(Nr. 9605.) 
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Dieſe Beihülfe beſteht in demjenigen Theile der von einer Gemeinde auf⸗ 
zubringenden Entſchädigungsrente welcher bei einer Vertheilung des jährlichen 
Entſchädigungsbetrages auf die Gemeinde lieder nach Maßgabe des Einkommen⸗ 
ſteuergeſetzes vom 24. Juni 1891 Geſetz-Samml. S. 175) über den Betrag von 
fünf Prozent des Einkommenſteuerſolls der einkommenſteuerpflichtigen Gemeinde⸗ 
glieder hinausgeht. 

Von fünf zu fünf Jahren kann eine neue Feſtſtellung der für die Folge⸗ 
zeit zu gewährenden Beihülfe von dem Konſiſtorium oder dem Presbyterium ver⸗ 
langt werden. 


§. 7. 

Die Feftfegung der im §. 4 vorgeſehenen Entſchädigungsrente und der nach 
K 6 aus dem landeskirchlichen Fonds zu gewährenden Zuſchüſſe erfolgt durch das 
Konſiſtorium. Gegen deſſen Entſcheidung iſt binnen drei Monaten nach Zu⸗ 
ſtellung der Feſtſetzungsverfügung die Beſchwerde an den Miniſter der geiſtlichen, 
Unterrichts⸗ und Medizinal⸗Angelegenheiten zuläſſig. In den Fällen der $$.4 
und 5 ſind vor der Entſcheidung des Konſiſtoriums die Betheiligten (Stellen⸗ 
inhaber und Presbyterium), ſowie der Vorſtand der Diözefanfynode zu hören. 


$. 8. 

Aus Anlaß der Errichtung neuer Pfarrſtellen und von Parochialtheilungen 
können durch die zu dieſen Anordnungen zuständigen Behörden auch die Ent⸗ 
ſchädigungsrenten ($. 4) und Beihülfen ($. 6) verhältnißmäßig vertheilt werden, 
jedoch unbeſchadet der etwaigen Rechte der zur Zeit des Inkrafttretens dieſes 
Geſetzes im Amte befindlichen Geiſtlichen und ſonſtigen Kirchenbeamten. 


§. 9. 

Behufs Gewährung der in dem $. 6 vorgeſehenen Beihülfe wird ein landes- 
kirchlicher Fonds gebildet, in welchen die ſtaatlicherſeits für die Zwecke der Stol— 
gebührenablöſung zu gewährende Rente fließt. 

Sofern die Staatsrente zur Deckung der aus dieſem Fonds zu gewähren den 
Beihülfen nicht hinreicht, iſt der Prozentſatz, bis zu welchem die Gemeinden die 
Entſchädigungsrente ſelbſt aufzubringen haben (F. 6), durch Beſchluß des Kon⸗ 
ſiſtoriums entſprechend zu erhöhen. 

Etwaige Erſparniſſe an der ſtaatlicherſeits zu gewährenden Rente verbleiben 
dem landeskirchlichen Fonds. Ueber die Verwendung dieſer Erſparniſſe zur Er⸗ 
leichterung ärmerer Gemeinden bei Aufbringung der von denſelben zum Zwecke 
der Aufhebung von Stolgebühren zu übernehmenden Entſchädigungsrente und 
Unterſtützung bei Ablöſung der übrigen Stolgebühren beſchließt das Konſiſtorium. 

An den im Abſatz 2 und 3 erwähnten Beſchlüſſen des Konſiſtoriums 
haben die Mitglieder des Geſammtſynodalausſchuſſes in der im §. 66 der Pres⸗ 
byterial⸗ und Synodalordnung vom 16. Dezember 1885 bezeichneten Weiſe Theil 
zu nehmen. 


9 


$. 10. 0 
Die Feſtſetzung des Zeitpunktes, mit welchem dieſes Geſetz in Kraft tritt, 
bleibt Königlicher Verordnung vorbehalten. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, Schloß, den 31. März 1893. 


(L. S.) Wilhelm. 
Boſſe. 


(Nr. a Verordnung über das Inkrafttreten des Kirchengeſetzes, betreffend die Aufhebung 
von Stolgebühren für Taufen, Trauungen und kirchliche Aufgebote im 
Bezirk des Konſiſtoriums zu Caſſel. Vom 31. März 1893. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ıc. 


verordnen in Gemäßheit des $. 10 des 5 vom 31. März 1893, be⸗ 
treffend die Aufhebung von Stolgebühren für Taufen, Trauungen e krchliche 
Aufgebote im Bezirk des Konſiſtoriums zu Caſſel, daß das vorbezeichnete Kirchen— 
geſetz mit dem 1. April 1893 in Kraft tritt. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, Schloß, den 31. März 1893. 


(L. S.) Wilhelm. 
Boſſe. 


Redigirt im Bureau des Staatsminiſteriums 


Berlin, gedruckt in der Meichsdruckerei. 
Berlin, 3636) in der Reichsdruckerei. 


GeſetzSamml. 1893. (Nr. 9605 — 15 
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